




Richtlinien des Sonderfonds „Frauen in Konfliktsituationen“ 
 

 

1. Allgemeines 
Grundlage dieser Richtlinie sind die „Richtlinien des Kreises Mettmann über Verfügungen 

aus dem Sonderfonds Frauen in Konfliktsituationen“ vom 1.4.1991. 

Die zum damaligen Stand durch den Frauenausschuss des Kreises Mettmann 

erarbeiteten Handlungsfelder sind zwischenzeitlich durch diverse 

Gesetzesnovellierungen und andere Vereinbarungen überholt worden. 

Durch den Lenkungskreis gegen häusliche Gewalt wurde daher ein neues Handlungsfeld 

dieser Richtlinie erarbeitet. 

 

2. Handlungsfeld 
Diese Richtlinie soll „Frauen in Konfliktsituationen“ Hilfestellungen leisten, welche nicht 

durch andere Stellen, Vereine, Verbände oder Institutionen abgesichert werden können. 

 

Im Zusammenhang mit der Aufnahme einer von häuslicher Gewalt betroffenen Frau in ein 

Frauenhaus ist häufig nicht der fehlende Frauenhausplatz das Problem, sondern die 

Erreichbarkeit des Frauenhauses.  

Frauen werden in der Regel nicht wohnortnah, sondern mit möglichst weitem Abstand zu 

dem gewalttätigen Partner untergebracht.  

Die Schwierigkeit besteht für die Frauen darin, zu diesem auswärtigen Frauenhaus zu 

gelangen. Die Polizei hat zumeist nicht die personellen oder zeitlichen Ressourcen, die 

Frauen zum Frauenhaus zu fahren, eigene Autos besitzen die betroffenen Frauen in der 

Regel nicht.  

Die Mittel des Sonderfonds sollen nunmehr dafür verwendet werden, Bahnfahrkarten oder 

auch Taxikosten für die Fahrt zum Frauenhaus zu bezahlen. In besonders begründeten 

Ausnahmefällen sollen auch Hotelübernachtungen für bis zu drei Nächte gezahlt werden 

können, sofern die Interventionsstelle nicht sofort einen freien Frauenhausplatz gefunden 

hat.  

 

3. Verfahren 
Auf diesen Sonderfonds sollen Dienststellen der Kreisverwaltung (Gleichstellungsstelle, 

Kreispolizeibehörde) sowie Institutionen aus dem Kreis Mettmann (Mitarbeiterinnen des 

Frauenhauses, Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle, Mitarbeitende des polizeilichen 

Opferschutzes sowie die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten) zugreifen können. 

Die administrative Ausgestaltung soll unbürokratisch erfolgen. 



 

4. Umfang und Höhe 
Der Sonderfonds umfasst einen Betrag von 5.000,00 Euro. Der Betrag wird im Rahmen 

der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel gewährt. Es besteht kein Rechtsanspruch 

auf Unterstützungsleistungen nach dieser Richtlinie. 
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